er 


Aktenzeichen: 
14 C 23/24 


Amtsgericht Schwerin 
Im Namen des Volkes 


Urteil 


In dem Rechtsstreit 


WGS-Wohnungsgesellschaft Schwerin mbH, vertreten durch d. Geschäftsführer Michael Vei- 
ga, Geschwister-Scholl-Straße 3-5, 19053 Schwerin, Gz.: 45481/1310-3-10304 
- Klägerin - 


gegen 


Eckhard Petersen, Edgar-Bennert-Straße 32, 19057 Schwerin 
- Beklagter - 


hat das Amtsgericht Schwerin durch die Richterin am Amtsgericht Bartel aufgrund der mündli- 
chen Verhandlung vom 21.06.2024 für Recht erkannt: 


1. Das Versäumnisurteil vom 26.03.2024 wird mit der Maßgabe aufrechterhalten, dass sich 
seine vorläufige Vollstreckbarkeit nach diesem Urteil richtet. 


2. Der Beklagte trägt die weiteren Kosten des Rechtsstreits. 


3. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. Der Beklagte kann die Räumungsvollstreckung der 
Klägerin durch Sicherheitsleistung in Höhe von 2.688 abwenden, wenn nicht die Klägerin 
vor der Vollstreckung Sicherheit in entsprechender Höhe leistet. Im Ubrigen darf der Be- 
klagte die Vollstreckung durch Sicherheitsleistungen in Höhe von 110 % des aufgrund des 
Urteils vollstreckbaren Betrages abwenden, wenn nicht die Klägerin vor der Vollstreckung 
Sicherheit in Höhe von 110 % des jeweils zu vollstreckenden Betrages leistet. 


v 


Beschluss N 


Der Streitwert wird auf 2.688,00 € festgesetzt. 
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Tatbestand 


Die Klägerin begehrt als Vermieterin der Mieträume in der Edgar-Bennert-Straße 32, 19057 
Schwerin vom Beklagten deren Räumung und Herausgabe infolge einer fristlosen Kündigung. 


Der Beklagte mietete mit Vertrag vom 26.10.2016 von der Klägerin die streitgegenständliche 
Wohnung. Nach § 2 des Mietvertrages schuldet der Beklagte eine monatliche Miete einschließlich 
Betriebskostenvorauszahlung in Höhe von 329 €. Zuletzt schuldete er aufgrund der Anpassung 
der Betriebskostenvorauszahlung monatlich 311,17 €. 


Der Beklagte zahlt seit 09.09.2022 keine oder nur unregelmäßige Miete. Es bestand per 
19.12.2023 ein Rückstand von 646,12 €. Aufgrund dieses Rückstandes kündigte die Klägerin mit 
Schreiben vom 19.12.2043 das Mietverhältnis außerordentlich fristlos sowie hilfsweise ordentlich 
fristgemäß. 


Zum Zeitpunkt der mündlichen Verhandlung belief sich der Rückstand auf 2.870,14 Euro. 


Ursprünglich hat die Klägerin beantragt, den Bekalgten zu verurteilen, die im Hause Edgar-Ben- 
nert-Str. 32, 19057 Schwerin, im 1. OG rechts gelegene Wohnung bestehend aus 2 Zimmern, 
4 Küche, 1 Bad mit WC, 1 Flur und 1 Kellerraum zu räumen und an die Klägerin herauszugeben. 
Auf diesen Antrag ist in Sitzung vom 26.03.2024 gegen den Beklagten ein Versäumnisurteil er- 
gangen. Gegen dieses Versäumnisurteil hat der Beklagte Einspruch eingelegt. 


Die Klägerin beantragt nunmehr, 
das Versäumnisurteil vom 26.03.2024 aufrechtzuerhalten. 
` Der Beklagte beantragt, 
das Verfahren wegen grober Formfehler einzustellen. 
Er ist der Ansicht, dass u.a. im gesamten Verfahren Unterschriften fehlen. 


Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die zwischen den Partei- 
en gewechselten Schriftsätze und auf die zu den Akten gereichten Unterlagen Bezug genommen. 


Entscheidungsgründe 


I. Die zulässige Klage ist begründet“ 


1. Einen Antrag auf Einstellung des Verfahrens kennt das Zivilverfahren nicht, so dass der Antrag 
gr Klageabweisung auszulegen war. 

ie Klage (bzw. das Verfahren) ist auch nicht wegen etwaiger Verfahrensfehlern unzulässig. Hin- 
sichtlich der vom Beklagten eingewandten „groben Formfehler“ verweist das Gericht auf die Be- 
gründung im Beschluss über die Ablehnung der Befangenheit vom 10.04.024. 


2. Die Klägerin kann von dem Beklagten die Räumung und Herausgabe der streitgegenständli- 
chen Wohnung gemäß § 546 Abs. 1 BGB verlangen. Das zwischen den Parteien bestehende 
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SN 


Mietverhältnis wurde durch die außerordentliche Kündigung gemäß 88 543 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 3b, 
569 BGB beendet. 


Das Kündigungsschreiben vom 27.01.2023 ist formell wirksam. Insbesondere entspricht die Be- 
gründung im Kündigungsschreiben den Anforderungen des § 569 Abs. 4 BGB. 


Der außerordentliche Kündigungsgrund besteht in der Nichtzahlung der Miete. Unstreitig zahlte 
der Beklagte ab November 2023 keine Miete mehr, so dass die Voraussetzungen des $ 543 Abs. 
2 Nr. 3b BGB vorliegen. 


Es kam auch zu keiner stillschweigenden Verlängerung des Mietverhältnisses gem. 8 545 BGB. 
Bereits im Kündigungsschreiben hat die Klägerin ausdrücklich einer stillschweigenden Verlänge- 
rung widersprochen. | 


II. Eine Räumungsfrist gemäß & 721 ZPO war nicht einzuräumen. Aufgrund der Dauer des Ein- 
spruchsverfahren aufgrund der Befangenheitsanträge hatte der Beklagte ausreichend Zeit sich ei- 
ne andere Wohnung zu suchen. 


ill. Die Kostenentscheidung folgt aus 8 91 Abs. 1 Satz 1 ZPO, die Entscheidung über die vorläufi- 
ge Vollstreckbarkeit aus dem 88 708 Nr. 7, Nr. 11, 711 ZPO. 


Rechtsbehelfsbelehrung: 


Gegen die Entscheidung kann das Rechtsmittel der Berufung eingelegt werden. Die Berufung ist nur zuläs- 
sig, wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 600 Euro übersteigt oder das Gericht des ersten Rechtszu- 
ges die Berufung im Urteil zugelassen hat. 


Die Berufung ist binnen einer Notfrist von einem Monat bei dem 


Landgericht Schwerin 
Demmlerplatz 1 - 2 
19053 Schwerin 


einzulegen. 


Die Frist beginnt mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung, spätestens mit Ablauf von fünf Monaten 
nach der Verkündung der Entscheidung. 


Die Berufung muss mit Schriftsatz durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt eingelegt werden. Die 
Berufungsschrift muss die Bezeichnung der angefochtenen Entscheidung und die Erklärung enthalten, dass 
Berufung eingelegt werde. 


Die Berufung muss binnen zwei Monaten mit Anwaltsschriftsatz begründet werden. Auch diese Frist beginnt 
mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung. 


Gegen die Entscheidung, mit der der Streitwert festgesetzt worden ist, kann Beschwerde eingelegt werden, 
wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 200 Euro übersteigt oder das Gericht die Beschwerde zugelas- 
sen hat. 


Die Beschwerde ist binnen sechs Monaten bei dem 
A Amtsgericht Schwerin 


Demmlerplatz 1 - 2 
19053 Schwerin 
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einzulegen. 


Die Frist.beginnt mit Eintreten der Rechtskraft der Entscheidung in der Hauptsache oder der anderweitigen 
Erledigung des Verfahrens. Ist der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf der sechsmonatigen Frist 
festgesetzt worden, kann die Beschwerde noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser Mit- 
teilung des Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden. Im Fall der formlosen Mitteilung gilt der Beschluss 
mit dem dritten Tage nach Aufgabe zur Post als bekannt gemacht. 


Die Beschwerde ist schriftlich einzulegen oder durch Erklärung zu Protokoll der Geschäftsstelle des genann- 
ten Gerichts. Sie kann auch vor der Geschäftsstelle jedes Amtsgerichts zu Protokoll erklärt werden; die Frist 
ist jedoch nur gewahrt, wenn das Protokoll rechtzeitig bei dem oben genannten Gericht eingeht. Eine anwalt- 
liche Mitwirkung ist nicht vorgeschrieben. 


Rechtsbehelfe können auch als elektronisches Dokument eingereicht werden. Eine einfache E-Mail genügt 
den gesetzlichen Anforderungen nicht. 


Rechtsbehelfe, die durch eine Rechtsanwältin, einen Rechtsanwalt, durch eine Behörde oder durch eine juris- 
tische Person des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihr zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben ge- 
bildeten Zusammenschlüsse eingereicht werden, sind als elektronisches Dokument einzureichen, es sei 
denn, dass dies aus technischen Gründen vorübergehend nicht möglich ist. In diesem Fall bleibt die Über- 
mittlung nach den allgemeinen Vorschriften zulässig, wobei die vorübergehende Unmöglichkeit bei der Er- 
satzeinreichung oder unverzüglich danach glaubhaft zu machen ist. Auf Anforderung ist das elektronische 
Dokument nachzureichen. je 


Elektronische Dokumente müssen 
- mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder 
-- von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Ubermittlungsweg eingereicht werden. 


Ein elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Per- 
son versehen ist, darf wie folgt übermittelt werden: 
- auf einem sicheren Ubermittlungsweg oder 
- an das für den Empfang elektronischer Dokumente eingerichtete Elektronische Gerichts- und Verwal- 
tungspostfach (EGVP) des Gerichts. 


Wegen der sicheren Ubermittlungswege wird auf § 130a Absatz 4 der Zivilprozessordnung verwiesen. Hin- 
sichtlich der weiteren Voraussetzungen zur elektronischen Kommunikation mit den Gerichten wird auf die 
Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das be- 
sondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) in der jeweils 
geltenden Fassung sowie auf die Internetseite www justiz.de verwiesen. 


Bartel 
Richterin am Amtsgericht 


Wd 
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Völkel 
Justizsekretärin 
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ät tä KSK II I SSL 


A Beglaubigte Abschrift 
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14 C 23/24 


Amtsgericht Schwerin 


Beschluss 


In dem Rechtsstreit 


WGS-Wohnungsgesellschaft Schwerin mbH, vertreten durch d. Geschäftsfährer Michael Vei- 
ga, Geschwister-Scholl-Straße 3-5, 19053 Schwerin, Gz.: 45481/1310-3-10304 
- Klägerin - 


* gegen 


Eckhard Petersen, Edgar-Bennert-Straße 32, 19057 Schwerin 
- Beklagter - 


hat das Amtsgericht Schwerin durch die Richterin am Amtsgericht Bartel am 24.07.2024 
beschlossen: 


Der Antrag des Beklagten auf Protokollergänzung/-berichtigung vom 30.07.2024 wird zu- 
rückgewiesen. 


Gründe: 


Die Voraussetzungen für eine Berichtigung liegen nicht vor. Nach $ 164 ZPO ist vorausgesetzt, 
dass Unrichtigkeiten im Protokoll vorliegen. Dies ist nicht der Fall. 


Das in der Sitzung übergebene Schreiben des Beklagten war ein nochmaliger Ausdruck (Dupli- 
kat) eines bereits verakteten Schreibens. Die gesprochene Lautstärke ist nicht protokollierungsfä- 
hig. Sonstige Unrichtigkeiten im Protokoll trägt der Beklagte nicht vor. Soweit er sich in seinen An- 
trag vom 30.07.2024 (Schreibfehler des Beklagten übernommen, müsste sicherlich der 
30.06.2024 sein), über den Ablauf, über die Beweiswürdigung und die rechtliche Bewertung be- 
schwert, stehen ihm entsprechende Rechtsmittel gegen das Urteil zu. 


Rechtsbehelfsbelehrung: 


Gegen die Entscheidung kann sofortige Beschwerde (im Folgenden: Beschwerde) eingelegt werden. 
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Die Beschwerde ist binnen einer Notfrist von zwei Wochen bei dem 
Amtsgericht Schwerin 
Demmlerplatz 1 - 2 
19053 Schwerin 


oder bei dem 
Landgericht Schwerin 
Demmlerplatz 1-2 
19053 Schwerin 
einzulegen. 


Die Frist beginnt mit der Zustellung der Entscheidung, spätestens mit dem Ablauf von fünf Monaten nach der 
Verkündung der Entscheidung. 


Die Beschwerde ist schriftlich einzulegen oder durch Erklärung zu Protokoll der Geschäftsstelle eines der ge- 
nannten Gerichte. Sie kann auch vor der Geschäftsstelle jedes Amtsgerichts zu Protokoll erklärt werden; die 
Frist ist jedoch nur gewahrt, wenn das Protokoll rechtzeitig bei einem der oben genannten Gerichte eingeht. 
Eine anwaltliche Mitwirkung ist nicht vorgeschrieben. 


Die Beschwerdeschnit muss die Bezeichnung der an efochtenen Entscheidun sowie die Erklärun enthal- 
ten, dass Beschwerde gegen diese Entscheidung eingelegt werde. 


Rechtsbehelfe können auch als elektronisches Dokument eingereicht werden. Eine einfache E-Mail genügt 
den gesetzlichen Anforderungen nicht. 


Rechtsbehelfe, die durch eine Rechtsanwältin, einen Rechtsanwalt, durch eine Behörde oder durch eine juris- 
tische Person des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihr zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben ge- 
bildeten Zusammenschlüsse eingereicht werden, sind als elektronisches Dokument einzureichen, es sei 
denn, dass dies aus technischen Gründen vorübergehend nicht möglich ist. In diesem Fall bleibt die Über- 
mittlung nach den allgemeinen Vorschriften zulässig, wobei die vorübergehende Unmöglichkeit bei der Er- 
satzeinreichung oder unverzüglich danach glaubhaft zu machen ist. Auf Anforderung ist das elektronische 
Dokument nachzureichen. 


Elektronische Dokumente müssen 
- mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder 
- von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg eingereicht werden. 


Ein elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Per- 
son versehen ist, darf wie folgt übermittelt werden: 
- auf einem sicheren Übermittlungsweg oder 
- an das für den Empfang elektronischer Dokumente eingerichtete Elektronische Gerichts- und Verwal- 
tungspostfach (EGVP) des Gerichts. 


Wegen der sicheren Ubermittlungswege wird auf § 130a Absatz 4 der Zivilprozessordnung verwiesen. Hin- 
sichtlich der weiteren Voraussetzungen zur elektronischen Kommunikation mit den Gerichten wird auf die 
Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das be- 
sondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) in der jeweils 
geltenden Fassung sowie auf die Internetseite www.justiz.de verwiesen. 


Bartel 
Richterin am Amtsgericht 


ne 14 C 23124 
d 
Beglaubigt 


Völkel (= < 
Justizsekretärin | W 


Eckhard Petersen 
Edgar- Bennert- Straße 32 
19057 Schwerin 


E-Post eckhardp@gmx.de 


Amtsgericht Schwerin 
Demmlerplatz 1-2 
19053 Schwerin 


in den Rechtsstreit 
WGS Wohnungssegelschaft Schwerin mbH ./. Petersen,E. 
Akten-/ Geschäftszeichen 14 C 23/24 


Ergänzung zum Protokoll der Sitzung des Amtsgericht Schwerin vom 21.06.2024 


Der Beklagte hat der Richterin ein Schriftstück mit für die Verhandlung wichtigen Fakten übergeben. Die Richterin hat 
das Schriftstäck nicht beachtet. 


Der Beklagte hat der Richterin darauf hingewiesen, sie möge wegen Hörprobleme, Ohrensausen lauter sprechen. 

Die Richterin hat sich weiterhin so leise mit der Vertreterin der Klageseite unterhalten, das der Beklagte nicht verstehen 
konnte. Vertreterin der Klageseite hat keine Beweise fiir die Mietminderung und Kiindigung wegen Geruchsbelästigung 
vorgelegt. 


Die WGS ist fir die Geruchsbelästigung selber Verantwortlich. Nur die WGS kann Schlissel fiir die Wohnung 
anfertigen lassen, mit der sie oder dritte wehren meiner Abwesenheit die Wohnung betreten können. 

Nach dem ich die Verstopfung, die ich nicht verursacht habe, festgestellt hab, bin ich unter erheblichen Schmerzen 
(linker Oberschenkel) zum Baumart gegangen und habe eine Spirale gekauft (siehe Bild) um den Schaden zu beheben. 
Das war aber leider nicht Möglich. Ich beantrage das Klobecken aus bauen zu lassen und den Gegenstand der die 
Verstopfung verursacht hat sicher zu stellen. 


Eine strittige Verhandlung fand nicht statt, sondern nur die Stellung der Anträge. 
Schwerin d. 30.07.2024 


Eckhard Petersen 
Deutsches Reich 


Eckhard Petersen 
Edgar-Bennert-Straße 32 
19057 Schwerin 


E-Post: eckhardp@gmx.de 


Aktenzeichen: 14 C 23/14 


Fakt ist, Urteile sind vom Richter zu unterschreiben bzw. die elektronische Signatur ist mit 
den Urteil untrennbar zu verbinden und vom Urkundenbeamten der Geschäftsstelle zu 
beglaubigen. 


Fakt ist, ist die schriftliche Form vorgeschrieben ist das Dokument zu unterschreiben bzw. 
die elektronische Signatur mit den Dokument untrennbar zu verbinden. 


Fakt ist, eine elektronische Akte kann man ändern, löschen, einfügen bzw. man fertigt eine 
Fakeakte an. 


Fakt ist, was ich zugestellt bekomme ist „Rechtskräftig“ und ich kann es für die Zukunft auf 
CD und im Netz sichern. 


Fakt ist, vollstreckt der Gerichtsvollzier und POLIZEI ein Fake Urteil, mache auch sie sich 
Strafbar, müssen aber in der BRD keine Strafverfolgung fürchten. 


Fakt ist, das die Stadt Schwerin die Zahlung der Grundsicherung rechtswidrig eingestellt 
hat. 

Fakt ist, das somit die Stadt Schwerin über ihre Firma WGS die Wohnung rechtswidrig 
gekündigt hat. 

Fakt ist, das die Stadt Schwerin über das Amtsgericht mit einen Fake Urteil aus Unrecht 
Scheinrecht machen will. 


Fakt ist, wenn das Fake Urteil vollstreckt wird, bin ich Obdachlos ohne die Möglichkeit eine 
neue Wohnung zu erwerben, daraus ergibt sich das auch die Zahlung meiner EU Rente 
eingestellt wird. 


Fakt ist, das ich zum überleben Straftaten begehen muss, mit der folge des Strafvollzug 


Fakt ist, das das Nötigung zu eine Straftat und Freiheitsberaubung ist, wo bei sich Behörden 
und Justiz in der BRD gegenseitig decken. 


Fakt ist, 


https://archive.org/details/@handlungsf higes deutsches reich 
https://archive.org/details/aufhebung-der-kapitulation-der-deutschen-wehrmacht-zum- 
09.11.2018/mode/lup 
https://ia601806.us.archive.org/12/items/vlkerrrechtliche-verbindliche-erklarung-an-die- 
besetzenden-und-verwaltenden-staaten.pdf/vlkerrrechtliche%20verbindliche%20Erkl 
%C3%AArung%20an%20die%20besetzenden%20und%20verwaltenden%20Staaten.pdf.pdf 


Die HANDLUNGSFÄHIGKEIT besteht...... und die HANDLUNGSWILLIGKEIT wird 
auch noch kommen...... wenn man nur lang genug friert...nicht mehr Auto fahren kann... 
oder einem fremde Kriegswaffen in die Fresse gedrückt werden..... 

Fakt ist, Recht ist in Verzug, zum unbegrenzten Vollzug. 


Armand Korger 
Um dies anzuschließen: Alle diese Handlungen gegen das deutsche Volk, ob seine 


Gesundheit und Unversehrtheit, sein Leben, sein Eigentum, unterliegen dem Kriegsrecht, da 
sie völlig unbezweifelbar Teil des Krieges sind und werden im Rahmen des Kriegsrechts 
abgearbeitet! Dies kann zum Einen niemand in den Zweifel ziehen, da die Welt und alle 
Staaten, Länder die Welt nach der Kapitulation der Deutschen Wehrmacht hierauf erbauten 
und damit festlegten! Die damit verbundene Mittel muss ich nicht näher ausführen, da 
allseits als bekannt vorauszusetzen. Das ist auch der Grund, warum die Dinge sehr gut zu 
regeln sind, sobald das deutsche Volk seine Staatspflicht erfüllt. 
https://www.facebook.com/dietmar.teicher/posts/ 


pfbidd02X29IZ5I TTL gZjnWF4a3PRVBhCMj3zxwvPN Y8tFsvSDKWEnPSmD9HFyZrCOe 


aiEixl 


GG Art. 133 Feindmandat zum deutschen Staatsvolk! 

Die BRD und alle Funktionen, ob Parteien, Richter, Staatsanwälte , ob POLIZEI, 
Verfassungschutz, Verwaltung, Bürgermeister, Abgeordnete Bundes-tag-präsident- 
kanzler-minister (auch der Landtage) BUNDESWEHR und und und...etc etc 
etc...stehen im Feindmandat zum deutschen Staatvolk, also unseren Kindern! Für wen 
ist das zu hoch? ...oder nicht zu begreifen? Feindmandat bedeutet im Mandat der 
Alliierten Kriegsfeinde! Was ist da nicht zu begreifen? Jemand Fragen, bevor er zur 
Wahl gehen will, ob Afd oder Sonstige... 

Sollten tatsächlich Fragen hierzu sein, können sie gerne gestellt werden! Aber unklar 
ist hier nichts! 

Die BRD steht im FEINDMANDAT zum deutschen Staatsvolk! GG Art. 133! 
Kriegsfeindmandat zu unseren deutschen Kindern und uns selbst! 

armand hartwig korger 

Detusches Reich, 19.07.2023 


Eckhard Petersen — Deutsches Reich 
https://archive.org/details/@handlungsf higes deutsches reich 


